
IIIIIIIIIIIIII „Doppelte Dividende“
bei der Förderung 
Erneuerbarer?

Diese und andere Meldungen [5]
haben zu einer kontroversen öffentli-
chen Diskussion über die Beschäfti-
gungswirkungen der Förderung erneu-
erbarer Energien geführt. Gibt es etwa
neben den von den Befürwortern der
EE-Förderung reklamierten positiven
Umweltwirkungen auch positive Be-
schäftigungseffekte und damit – in Ana-
logie zu der bekannten Ökosteuer-Hy-
pothese – eine Art „doppelte Dividen-
de“ der EEG-Förderung? Oder ist viel-
mehr das Gegenteil der Fall: Kostet die
Förderung erneuerbarer Energien die
Volkswirtschaft in Summe Arbeitsplät-
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D as zum 1. August 2004
novellierte EEG hat zum Ziel
dazu beizutragen den An-

teil erneuerbarer Energien an der Strom-
versorgung bis 2010 auf 12,5 % und bis
2020 auf 20 % zu steigern. Begründet
wird diese ambitionierte Zielsetzung mit
dem zentralen Argument einer nachhal-
tigen Entwicklung der Energieversor-
gung. Die Steigerung erneuerbarer Ener-
gien an der Energieversorgung diene da-
bei insbesondere den Zielen des Um-
welt- und Klimaschutzes sowie der Res-
sourcenschonung [1]. Neben diesen be-
kannten Zielen der Förderung erneuer-
barer Energien werden jedoch in der ak-
tuellen öffentlichen Diskussion wie auch
im Gesetz weitere positive Wirkungen
für die Förderung wie z. B. die Schaffung
neuer Arbeitsplätze ins Feld geführt.

So heißt es u. a. in der Gesetzesbe-
gründung zum neuen EEG: „Der Ausbau
erneuerbarer Energien schafft Arbeits-
plätze in einer Reihe von Branchen, be-
sonders im Bereich kleiner und mittlerer
Unternehmen, die für das Wirtschafts-
gefüge der Bundesrepublik Deutschland
von wichtiger Bedeutung sind.“ Sowie an
anderer Stelle „erneuerbare Energien
sind ein beachtlicher Wirtschaftsfaktor,
der auch Deutschlands Exportchancen
verbessert“ [2]. Nach Angaben des Bun-
desumweltministeriums waren im Jahr
2002 rund 120 000 Personen im Bereich
erneuerbarer Energien beschäftigt [3]
und für 2020 werden sogar rd. 400 000
Arbeitsplätze erwartet [4].

ze, weil die staatliche Förderung in ei-
nem Sektor zwar zusätzliche Beschäfti-
gung schafft, in anderen Sektoren indes
noch höhere Beschäftigungsverluste
bewirkt?

In den Jahren 2003 und 2004 sind
zur Frage der Beschäftigungswirkungen
der Förderung erneuerbarer Energien
verschiedene wissenschaftliche Studi-
en erschienen, die die politische Dis-
kussion weiter verschärften, da sie pri-
ma facie zu sich widersprechenden Er-
gebnissen zu kommen scheinen. So hat
das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) im Rahmen eines Gutach-
tens für das Umweltbundesamt ermit-
telt, dass in 2002 etwa 118 700 Perso-
nen im Bereich erneuerbare Energien

Bezüglich der Beschäftigungswirkungen der erneuerbaren Energien in Deutschland gibt es mittlerweile

eine kontroverse öffentliche Diskussion, in der man sich auf nur auf den ersten Blick scheinbar widersprechende

Untersuchungen beruft. Wie im Folgenden gezeigt, ist eine saubere Kategorisierung und insbesondere die

Berücksichtigung der Brutto- und Nettoeffekte Voraussetzung für belastbare Studienergebnisse. Auf dieser

Basis erscheint dann das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) in arbeitsmarktpolitischer Hinsicht als stumpfes

Instrument. Die Rechtfertigung der Förderung Erneuerbarer sollte daher besser in energie- und umwelt-

politischen Begründungszusammenhängen gesucht werden.

Prof. Dr. M. Häder, Fachbereich Wirtschaft,
Fachhochschule Bochum, michael.haeder@fh-
bochum.de; E. Schulz, ehem. Leiter des VDEW-
Bereichs „Energiewirtschaft und Energiepolitik“,
Dietzenbach, eckhard_schulz_39@yahoo.de

Nachdenken über regenerative Energien und Arbeitsplätze: So manche Studie sagt hierzu
nur die halbe Wahrheit.                                                                               Bild: Zefa/LWA/Welstead



beschäftigt waren [6]. Demgegenüber
kommen Studien des bremer energie
instituts (bei), des Instituts für Wirt-
schaftsforschung (IWH), Halle, sowie
des Rheinisch-Westfälischen Instituts
für Wirtschaftsforschung (RWI), Essen,
gemeinsam mit dem Energiewirtschaft-
lichen Institut (EWI) an der Universität
zu Köln und dem Institut für Energetik &
Umwelt (IE), Leipzig, zu dem Ergebnis,
dass die gesamtwirtschaftlichen Be-
schäftigungseffekte der Förderung er-
neuerbarer Energien kaum positiv oder
sogar eher negativ zu beurteilen sind
(siehe Tabelle) [7].

Um den (nur scheinbaren) Wider-
spruch der Studienergebnisse aufzulö-
sen und zur Versachlichung der politi-
schen Diskussion beizutragen, hat der
VDEW im Oktober 2004 in Berlin ein
Symposium durchgeführt, auf dem die
zentralen Ergebnisse der o. g. Gutachten
von den Studienerstellern vorgestellt
und mit den Stakeholdern aus Politik,
Ministerien, Verbänden und Gewerk-
schaften diskutiert wurden. Im Folgen-
den geben die Autoren, die die Veran-
staltung vorbereitet und geleitet haben,
u. a. zentrale Ergebnisse des Symposi-
ums wieder [8].

IIIIIIIIIIIIII Kategorisierung von Be-
schäftigungswirkungen

Die Arbeitsplatzeffekte einer be-
stimmten wirtschaftspolitischen Maß-
nahme wie etwa des EEG können in un-
terschiedlicher Weise abgegrenzt und
quantifiziert werden. Diese unterschiedli-
chen Abgrenzungen werden in der ökono-
mischen Analyse verwendet, um auf dif-
ferenzierte Fragestellungen zielgerichte-
te Antworten geben zu können und dis-
aggregierte Kenntnisse über die Beschäf-
tigungswirkungen einer Maßnahme zu
erlangen. In der politischen Diskussion
jedoch gehen diese „Feinheiten“ häufig
unter und werden damit (nicht selten)
zum Quell ungewollter oder auch absicht-
licher Fehlinterpretationen der vorliegen-
den Daten. Um dem entgegenzuwirken,
ist Klarheit über die wesentlichen begriff-
lichen Definitionen und Abgrenzungen
unverzichtbar.

Positive und negative Effekte

Zunächst einmal sind positive und
negative Beschäftigungseffekte zu unter-
scheiden. Positive Effekte des EEG liegen
vor, wenn hierdurch neue Arbeitsplätze
geschaffen oder bestehende gegenüber
einer Referenzentwicklung erhalten wer-
den. Negative Arbeitsplatzwirkungen be-

zeichnen Situationen, in denen infolge
des EEG Arbeitsplätze wegfallen oder die
Schaffung neuer Arbeitsplätze (gegenü-
ber einer Referenz) verhindert wird.

Direkte und indirekte Effekte

Direkte Beschäftigungseffekte sind
solche produzierenden Tätigkeiten und
Dienstleistungen, die unmittelbar mit
der Planung, der Finanzierung, dem Bau
und Betrieb von EEG-geförderten Strom-
erzeugungsanlagen zusammenhängen.
So erhalten mit dem Beschluss zum Bau
einer Windkraftanlage die Anbieter der
Windkraftanlagenbranche Aufträge und
während der Nutzung der Anlage werden
Arbeitsplätze bei Betrieb und Wartung
geschaffen. Diesen positiven Beschäfti-
gungseffekten stehen aber auch negati-
ve direkte Wirkungen gegenüber, etwa
wenn konventionelle durch EEG-geför-
derte Stromerzeugung verdrängt wird
und etwaig geplante Investitionen in her-
kömmliche Kraftwerksprojekte unter-
bleiben.

Neben diesen direkten Arbeitsplatz-
wirkungen löst eine Investition wie auch
der nachfolgende Betrieb einer Anlage
aber auch sog. „indirekte Beschäfti-
gungseffekte“ bei den Vorlieferanten
und entlang der gesamten Lieferkette
aus. Die indirekten Arbeitsplatzeffekte
sind im Vergleich zu den direkten Ar-
beitsplatzwirkungen umso bedeutsamer,
je geringer der Anteil bspw. des Wind-
energieanlagenherstellers an der ge-
samten Wertschöpfung der von ihm im
Markt angebotenen Anlage ist. Den posi-
tiven indirekten Effekten stehen wieder-
um mögliche negative indirekte Arbeits-
platzeffekte gegenüber, die im Zusam-
menhang mit der Verdrängung konven-
tioneller Stromerzeugung auch deren
Vorlieferantenkette betreffen. Indirekte
negative Beschäftigungswirkungen kön-
nen aber auch darüber ausgelöst wer-
den, dass die EEG-Förderung zu Mehr-
kosten bei privaten und industriellen
Stromverbrauchern führt, denen in der
Folge weniger Geld für anderweitigen
Konsum und Investitionen zur Verfügung
steht („Budgeteffekt“). In Branchen, die
nicht unmittelbar von der EEG-Förderung
profitieren, kann eine geringere Nachfra-
ge zu Arbeitsplatzverlusten führen und
Kostenimpulse bei den Energiepreisen
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können insbesondere bei energieinten-
siven Unternehmen Standortentschei-
dungen beeinflussen („Kosten- und
Wettbewerbseffekt“).

Brutto- und Nettoeffekt

Schließlich sind Brutto- und Nettoef-
fekte zu unterscheiden. Beim Bruttobe-
schäftigungseffekt werden nur die positi-
ven direkten und indirekten Wirkungen
erfasst, während bei der Nettorechnung
positive und negative Effekte gegenein-
ander saldiert werden.

IIIIIIIIIIIIII DIW-Zahlen korrekt,
aber nur die „halbe
Wahrheit“

Das DIW hat im Jahr 2004 im Auf-
trag des Umweltbundesamtes eine Ak-
tualisierung der Schätzung der Beschäf-
tigungszahlen im Umweltschutz vorge-
nommen. Im Rahmen dieser Untersu-
chung wurde auch die Beschäftigung im
Bereich erneuerbarer Energien ermit-
telt. Demnach sind die diesem Bereich
zurechenbaren Beschäftigten bis 2002
gegenüber 1998 um etwa 80 % auf fast
119 000 Arbeitsplätze angestiegen. Fast
zwei Drittel dieser Beschäftigten entfal-
len auf direkt in der „Erneuerbaren-
Branche“ befindliche Arbeitsplätze, gut
ein Drittel geht auf Beschäftigung in
Vorleistungssektoren (z. B. Maschinen-
bau) zurück [9].

Auch wenn bei den statistischen
Daten zur Schätzung der Beschäftigten-
zahlen – etwa was den Export/Import
von Erneuerbare-Energien-(EE-)Anla-
gen und die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien im Wärmemarkt anbetrifft – noch
Defizite bestehen, sind die vom DIW er-
mittelten Beschäftigungseffekte als va-
lide anzusehen. Gemäß der vom Auf-
traggeber gesetzten Zielsetzung spie-
geln die obigen Daten aber nur die kurz-
fristigen positiven (direkten und indi-
rekten) Beschäftigungswirkungen wi-
der. Mögliche negative Arbeitsplatzwir-
kungen durch den Ausbau erneuerbarer
Energien werden nicht erfasst. Damit
aber stellen die DIW-Zahlen – und das
ist für die politische Diskussion bedeut-
sam – nur die „halbe Wahrheit“ dar. Für
eine umfassende Analyse der Beschäfti-
gungswirkungen erneuerbarer Energien

Die Berücksichtigung der unterschiedlichen gesamtwirtschaftlichen Beschäftigungseffekte
des EEG in aktuellen wissenschaftlichen Studien
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ist nur ein Nettoansatz sachgerecht, bei
dem den positiven die negativen Effekte
gegenübergestellt werden [10].

IIIIIIIIIIIIII Nettoansatz: Was fehlt?

Welche Effekte aber gilt es zusätz-
lich zu berücksichtigen, um von einer
Brutto- zu einer Nettorechnung zu ge-
langen? Zum ersten sind den positiven
Beschäftigungswirkungen von Investiti-
on und Betrieb einer EE-Anlage („Inves-
titions- und Betriebseffekt“) mögliche
negative Arbeitsplatzeffekte bei ver-
drängter konventioneller Stromerzeu-
gung und verdrängten Investitionen in
konventionelle Technik gegenüberzu-
stellen. Nach Pfaffenberger liegen Ver-
drängungseffekte durch den Betrieb von
EE-Anlagen bei nur ca. 10 % der positi-
ven Beschäftigungseffekte [11]. Verdrän-
gungseffekte bei Investitionen in kon-
ventionelle Kraftwerkstechnik dürften
bisher auch kaum aufgetreten sein, da
die beim Zubau erneuerbarer Energien
maßgeblichen Windkraftanlagen nur in
geringem Umfang in der Lage sind, her-
kömmliche Kraftwerksleistung zu erset-
zen. Zukünftig allerdings ist ein zuneh-
mender Verdrängungseffekt insofern zu
erwarten, als durch den weiteren Aus-
bau der Windenergie die Struktur des
deutschen Kraftwerkssystems in Rich-
tung flexibler Kraftwerke mit geringeren
Kapitalkosten verschoben wird [12].

Bei einer beschäftigungspoliti-
schen Gesamtbilanz ist zudem der be-
reits erwähnte „Budgeteffekt“ zu
berücksichtigen. Die Mehrkosten des
EEG schlagen sich bei den Endverbrau-
chern von Energie in höheren Strom-
preisen nieder. Die Verbraucher müssen
im Rahmen ihres Budgets im Zuge der
höheren Stromkosten auf andere Aus-
gaben für Konsum oder Investition ver-
zichten. Die infolgedessen geringere
Nachfrage nach Konsum- und Investiti-
onsgütern schlägt sich kontraktiv auf
die davon betroffenen Branchen nieder
und führt hier zu Arbeitsplatzverlusten.

Darüber hinaus sind durch höhere
Strompreise ausgelöste „Kosten- und
Wettbewerbswirkungen“ für eine Ge-
samtbetrachtung von Bedeutung. So
wirken sich Kostenimpulse kontraktiv
auf die sektorale Produktion und Be-
schäftigung aus. Insbesondere bei strom-
intensiven Produkten können durch
weitere Belastungen bereits bestehen-
de Wettbewerbsnachteile verstärkt
werden und bei Neuinvestitionsent-
scheidungen zu Gunsten ausländischer
Standorte ausschlagen.

Weiterhin können bei längerfristi-
ger Betrachtung auch dynamische und
Außenhandelseffekte die Nettobe-
schäftigungseffekte beeinflussen. So
kann die EEG-Förderung etwa Lernkur-
veneffekte auslösen, die die Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien
preiswerter machen und damit den ne-
gativen Budgeteffekt vermindern. Be-
fürworter der EEG-Förderung verwei-
sen zudem auf die „Lead Market“-Hy-
pothese, wonach mit der Förderung er-
neuerbarer Energien in Deutschland
eine wichtige Schlüsseltechnologie
entwickelt wird, die der heimischen
Wirtschaft den Zugang zu dynamisch
wachsenden Märkten mit entspre-
chenden Beschäftigungschancen bie-
tet [13].

IIIIIIIIIIIIII Grundtendenz der 
Studien: Positive Netto-
beschäftigungseffekte
des EEG unrealistisch

Die bisher vorgelegten wissen-
schaftlichen Studien zu den Beschäfti-
gungswirkungen erneuerbarer Energien
berücksichtigen die o. g. unterschied-
lichen Effekte in unterschiedlicher Wei-
se. Während das DIW sich bei seiner
Analyse auf den Investitions- und Be-
triebseffekt beschränkt, bilden das IWH
und RWI/EWI/IE in ihren Studien auch
den Budgeteffekt ab. IWH- und
RWI/EWI/IE-Gutachten berücksichtigen
zudem auch Verdrängungs- und Kos-
teneffekte sowie in gewissem Rahmen
auch dynamische und Außenhandels-
wirkungen (siehe Tabelle).

Interessanter Weise kommen die
verschiedenen Studien, die in ihren An-
sätzen unterschiedlich ausgerichtet
sind, zu ähnlichen Ergebnissen, wenn
es um die Abschätzung der Nettobe-
schäftigungseffekte des Ausbaus er-
neuerbarer Energien geht. Kurzfristig
führt die EEG-Förderung zwar durch die
ausgelösten Investitionen zu expansi-
ven Impulsen insbesondere in der In-
vestitionsgüterindustrie und darüber
zu positiven Beschäftigungswirkungen.
Diese positiven Arbeitsmarkteffekte
gehen aber wieder zurück, sobald die
Neuinvestitionen in EE-Anlagen sinken.
Es verbleiben neben dem positiv wir-
kenden Betriebseffekt vor allem die
kontraktiven Budget- und Kosteneffek-
te. Bei längerfristiger Betrachtung sind
demnach durch die Förderung erneuer-
barer Energien gesamtwirtschaftlich
keine signifikant positiven, in der Ten-
denz sogar eher negative Nettobe-
schäftigungswirkungen zu erwarten.

IIIIIIIIIIIIII Windbranche kann Be-
schäftigung für Inlands-
markt nicht halten

Dieser Zusammenhang lässt sich
an der aktuellen Entwicklung in
Deutschland deutlich ablesen. Die
Windbranche hatte 2002 ihr Spitzenjahr
mit einer neu installierten Windkraftleis-
tung von rd. 3 250 MW. Seitdem aber
sinken die Neuinstallationen. In 2004
wurden mit rd. 2 000 MW sogar 20 %
weniger neu errichtet als von der Bran-
che erwartet. In der Folge kommt der
Bundesverband Windenergie in einer
Arbeitsplatzstatistik der Windenergie-
Branche für 2004 zu dem Ergebnis, dass
die durch die Herstellung für den In-
landsmarkt und den Betrieb von Wind-
energieanlagen in Deutschland direkt
und indirekt geschaffenen Arbeitsplätze
in 2004 gegenüber dem Vorjahr um
18,5 % auf 32 600 Arbeitsplätze gesun-
ken sind [14].

Auf der anderen Seite führt die För-
derung erneuerbarer Energien zu Mehr-
kosten, die nach Berechnungen des EWI
im Zeitraum 2004 bis 2010 konstant rd.
0,5 ct./kWh betragen [15]. Dies bedeu-
tet, dass dem positiven Investitionsef-
fekt ein schwerer „Rucksack“ an zusätz-
lichen Kosten gegenübersteht, der über
den Budget- und Kosteneffekt zu Ar-
beitsplatzverlusten in den davon betrof-
fenen Sektoren führt. Und dieser Ruck-
sack ist lange zu tragen, steht der ein-
maligen Investition in eine EEG-geför-
derte Anlage doch der Anspruch auf ei-
ne 20 Jahre dauernde Einspeisevergü-
tung gegenüber.

IIIIIIIIIIIIII Ausbau des Exports 
von EE-Anlagen

Wie aber kann die gesamtwirt-
schaftliche Beschäftigungsbilanz der
Förderung erneuerbarer Energien ver-
bessert werden? Hierzu bieten sich den
obigen Ausführungen folgend im We-
sentlichen zwei Ansatzpunkte an. Der
erste richtet sich direkt an die Unterneh-
men der EE-Branche und setzt an der
Ausweitung der Exporttätigkeit deut-
scher Hersteller von EE-Anlagen an. Der
vermehrte Export von Anlagen führt ei-
nerseits zu positiven Investitionseffek-
ten im Inland, ohne andererseits negati-
ve Budgeteffekte auszulösen, da für ex-
portierte Anlagen keine Einspeisevergü-
tungen anfallen. Die Unternehmen müs-
sen ihre technologische Spitzenposition
etwa bei der Wind- und der Solarenergie
stärker für eine internationale Marktbe-
arbeitung nutzen. Vor diesem Hinter-
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grund ist die Meldung des Bundesver-
bandes Windenergie erfreulich, dass der
Exportanteil der Windenergiebranche in
2004 erstmals über 50 % des Gesamt-
umsatzes ausmacht und in 2005 weiter
auf zwei Drittel steigen soll [16].

IIIIIIIIIIIIII Mehr Effizienz – 
mehr Arbeitsplätze

Der zweite Ansatzpunkt liegt in der
möglichst raschen Verminderung des
negativ wirkenden Budgeteffektes. Hier
gilt die einfache Regel: Je schneller die
erneuerbaren Energien in die eigenstän-
dige Wettbewerbsfähigkeit im Markt ge-
führt werden, desto geringer sind die
von der Volkswirtschaft zu tragenden
Mehrkosten der Förderung erneuerba-
rer Energien. Das EEG hat sicherlich zu
einem international beispiellosen Aus-
bau der regenerativen Stromerzeugung
in Deutschland geführt. Fraglich er-
scheint indes, ob hierbei auch stets die
Effizienz der Förderung hinreichend
Berücksichtigung gefunden hat. Gemäß
dem Leitbild der Nachhaltigkeit muss
der Ausbau erneuerbarer Energien aber
nicht nur ökologisch, sondern auch öko-
nomisch und sozial optimiert werden.
Die Politik muss sich vor diesem Hinter-
grund dringend der Frage annehmen,
wie sie die Effizienz der Förderung he-
ben kann. Ansatzpunkte liegen kurzfris-
tig in einer stärkeren Mittelvergabe im
Wettbewerb sowie im Übergang zur     Ei-
genvermarktung des regenerativ er-
zeugten Stroms durch die Anlagenbe-
treiber. Mittelfristig gilt es zu klären, wie
ein einheitliches, europaweit optimier-
tes Fördermodell aussehen kann [17].

IIIIIIIIIIIIII Fazit: EEG – arbeits-
marktpolitisch ein
stumpfes Instrument

Das EEG ist in arbeitsmarktpoliti-
scher Hinsicht ein stumpfes Instrument.
Es führt zwar einerseits zu kurzfristig
positiven Beschäftigungswirkungen bei
den Herstellern von EE-Anlagen und de-
ren Vorlieferanten, andererseits aber er-
höht es die Stromkosten der Endver-
braucher und löst darüber negative
Nachfrage- und Beschäftigungswirkun-
gen in anderen Sektoren der Wirtschaft
aus. Die bisher vorliegenden wissen-
schaftlichen Studien zu den Nettobe-
schäftigungswirkungen der Förderung
erneuerbarer Energien kommen diesbe-
züglich zu enttäuschenden Ergebnis-
sen: die Gesamtwirkungen auf den Ar-
beitsmarkt sind längerfristig als nicht
signifikant positiv bis negativ einzu-
schätzen.

Hieraus sind im Wesentlichen zwei
Botschaften an die Politik abzuleiten:
Zum ersten sollte die Politik die Rechtfer-
tigung der Förderung erneuerbarer Ener-
gien in energie- und umweltpolitischen
Begründungszusammenhängen suchen,
nicht aber in der Beschäftigungspolitik.
Wenn die Politik aber trotzdem die Be-
schäftigungswirkungen erneuerbarer
Energien betont, sollte sie die Nettobe-
schäftigungseffekte benennen und nicht
durch die Verwendung von Bruttozahlen
der Öffentlichkeit ein einseitiges, unvoll-
ständiges Bild vermitteln.

Zweitens: Die arbeitsmarktpoliti-
schen Wirkungen des Ausbaus erneuer-
barer Energien können und sollten ver-
bessert werden. Im Mittelpunkt stehen
hier der Ausbau des Exports von rege-
nerativer Energietechnologie „made in
Germany“ und die Erhöhung der Förder-
effizienz.
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